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Mr. 11962.) Geſetz zur Ergänzung der Geſetze, betreffend die vorläufige Regelung des Staats. 
haushalts für das Rechnungsjahr 1920, vom 6. Mai und 24. Juni 1920 
(Geſetzſamml. S. 159 und 359). Vom 21. September 1920, 


Di⸗ verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Einziger Artikel. 

Im einzigen Artikel des Geſetzes vom 24. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 359) 
zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regelung des Staatshaushalts 
für das Rechnungsjahr 1920, vom 6. Mai 1920 »(Geſetzſamml. S. 159) wird 
ſtatt der Worte „für die Monate April bis September 1920“ geſetzt: „für die 
Monate April bis Dezember 1920“. 5 

Berlin, den 21. September 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Haeniſch. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


Mr. 11963.) Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über Familiengüter vom 
10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 39). Vom 22. September 1920. 


Auf Grund der $$ 3 und 25 des Geſetzes über die Aufhebung der Standes— 
vorrechte des Adels und die Auflöſung der Hausvermögen vom 23. Juli 1920 
(Geſetzſamml. S. 367, Adelsgeſetz)z wird für die Familienfideikommiſſe, Erbſtamm⸗ 
güter und Lehen beſtimmt: 91 


Der Familienſchluß, durch den ein Familienfideikommiß, Erbſtammgut 
oder Lehen aufgelöſt wird oder über zum Familiengut gehörige Gegenſtände 
Geſetzſammlung 1920, (Ar. 11962 —11964.) 67 
Ausgegeben zu Berlin den 9. Oktober 1920. 
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verfügt wird oder Verpflichtungen für das Familiengut begründet werden oder 
ſtiftungsmäßige Beſtimmungen geändert oder aufgehoben werden, kommt auch 
zuſtande, wenn eine Mehrheit von drei Vierteln der gemäß $ 3 der Verordnung 
über Familiengüter zum Familienſchluß zuzuziehenden Familienmitglieder und 
der nicht zugezogenen Anwärter, die ſich an der Abſtimmung beteiligt haben, 
zuſtimmt; die Beſtimmungen des § 6 Abſ. 1 Satz 2 und 3 der Verordnung 
über Familiengüter ſind anwendbar. 

Soll nach der Nachfolgeordnung das Familiengut auf den Frauenſtamm 
erſt nach dem Ausſterben des Mannesſtamms übergehen, ſo ſind die Mitglieder 
des Frauenſtamms zur Teilnahme an dem Familienſchluß nur inſoweit be⸗ 
rechtigt, als nicht drei beſſer berechtigte Familienmitglieder zwiſchen ihnen und 
dem Inhaber des Familienguts ſtehen. 

Die Vorſchrift des Abſ. 2 gilt auch dann, wenn der Familienſchluß auf 
Grund geſetzlicher oder ſtiftungsmäßiger Vorſchriften ($$ 6 bis 8, 12 der Ver⸗ 
ordnung über Familiengüter) mit einem anderen Stimmverhältnis als nach Abf. 1 
gefaßt wird, es ſei denn, daß ſtiftungsmäßig die Zuſtimmung des ganzen Frauen⸗ 
ſtamms ausdrücklich gefordert iſt oder ſtiftungsmäßige Vorſchriften, die einen 
durch Beſchränkung des Kreiſes der zu beteiligenden Anwärter vereinfachten 
Familienſchluß zulaſſen, die Zuſtimmung von Mitgliedern des Frauenſtamms 
verlangen. 

8 2. 

Die Vorſchriften des $5 Abſ. 4, der §§ 6 und 9 Abſ. 2, der §§ 10 
und 11 Abſ. 1 Satz 1 bis 3, des §13 Abf. 1 Ziffer 1, Ziffer 2 Halbſatz 1, 
Ziffer 3 und Abſ. 2, der §8 14, 16, 18, 19 und 20 Abf. 1 und 2 des Adels⸗ 
geſetzes gelten entſprechend für Familienſchlüſſe bei Familienfideikommiſſen, Erb⸗ 
ſtammgütern und Lehen. Der öffentlichen Bekanntmachung des Familienver⸗ 
zeichniſſes im Reichsanzeiger und der Zuſtellung des Beſchluſſes über die Be⸗ 
ſtätigung an die im § 3 Abſ. 2 der Verordnung über Familiengüter bezeichneten 
Anwärter bedarf es nicht. In der öffentlichen Bekanntmachung des Aufnahme⸗ 
termins iſt auf die Rechtsfolge aus § 6 Abſ. 1 Satz 2 der Verordnung über 
Familiengüter hinzuweiſen. 

Iſt in dem Familienſchluſſe, durch den ein Familiengut aufgelöſt wird, 
angeordnet, daß ſich die Auflöſung allmählich vollziehen ſoll, ſo tritt die Wirkung 
des § 19 des Adelsgeſetzes mit dem Zeitpunkt ein, in dem das Vermögen 
nach Inhalt des Familienſchluſſes freies Eigentum wird. Die Vorſchriften des 
89 Abſ. 3, des § 11 Abſ. 2 und des § 17 des Adelsgeſetzes gelten mit der 
Maßgabe entſprechend, daß der Juſtizminiſter nähere Beſtimmungen darüber 
treffen kann, in welchen Fällen und wie die dort vorgeſehenen Mitteilungen und 
Erſuchen erfolgen ſollen. Die Beſtimmung des § 20 Abſ. 3 des Adelsgeſetzes 
gilt mit der Maßgabe entſprechend, daß die Aufſichtsbehörde die Verrichtungen 
des Nachlaßgerichts auf ein Amtsgericht übertragen kann. 

Im Falle des §7 des Adelsgeſetzes entſteht die Stiftung nicht vor der 
Genehmigung der zuständigen Miniſter und hat die Eintragung in die öffentlichen 


7 
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Bücher und Regiſter nicht vorher zu erfolgen. Die Aufſichtsbehörde kann ſchon 
vor Eintritt der Rechtskraft und der Genehmigung das Grundbuchamt um Ein⸗ 
tragung des Waldvermerkes aus § 7 des Adelsgeſetzes erſuchen. Bei Verfügungen 
und Verpflichtungen gemäß $ 8 der Verordnung über Familiengüter kann die 
Aufſichtsbehörde die ſofortige Vollziehung der beſchloſſenen Maßnahmen anordnen. 


. 
Für die bezeichneten Familiengüter werden die Vorſchriften des § 4 Abſ. 2 
Satz 1, des 7 Abſ. 3 und des GI der Verordnung über Familiengüter auf⸗ 
gehoben. Doch bleibt das Beſchwerderecht der beiden nächſten Anwärter und 
der Familienvertretung unberührt. s 


SA. ; 

Iſt für ein Familienfideikommiß, Erbſtammgut oder Lehen vor dem 1. April 
1921 die Aufnahme eines Familienſchluſſes beantragt worden, durch den die Auf— 
löſung des Familiengutes geregelt werden ſoll, ſo kann die Aufſichtsbehörde auf 
Antrag beſtimmen, daß die Aufnahme des Familienſchluſſes zur Vermeidung der 
Zwangsauflöſung bis zum 1. April 1922 erfolgen kann, wenn triftige Gründe 
hierfür ſprechen. Iſt die Auflöſung durch die Familie nicht rechtzeitig beſchloſſen, 
ſo erfolgt die Zwangsauflöſung auf Grund Verordnung des Staatsminiſteriums. 
Nach Beginn der Zwangsauflöſung kann die Familie die allmähliche Auflöſung⸗ 
überhaupt nicht mehr und die ſofortige nur noch inſoweit beſchließen, als nicht 
bereits Maßnahmen der Zwangsauflöſung getroffen ſind. 

Dieſe Vorſchriften gelten ſinngemäß, wenn ein Familienfideikommiß, Erb⸗ 
ſtammgut oder Lehen auf Grund anderer geſetzlicher oder ſtiftungsmäßiger Be⸗ 
ſtimmungen ($ 12 der Verordnung über Familiengüter) aufgelöſt wird. 


$30: 

Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1920 in Kraft. Iſt bis dahin 
ein Familienſchluß aufgenommen, ſo gelten die bisherigen Beſtimmungen. Die 
Ausführung der Verordnung erfolgt durch den Juſtizminiſter, der ermächtigt 
wird, den Text der Verordnung über Familiengüter nach Maßgabe dieſer Er⸗ 
gänzungsverordnung neu zu faſſen und bekannt zu geben. 


Berlin, den 22. September 1920. 


Das Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


— 434 — 


(Nr. 11964.) Bekanntmachung des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend die 
Verleihung des Promotionsrechts an die Bergakademie in Clausthal. 
Vom 2. Oktober 1920. 


Au Grund des Beſchluſſes des Staatsminiſteriums vom 30. September 1920 
verleihe ich namens der Preußiſchen Staatsregierung der Bergakademie in 
Clausthal das Recht, ünter den in der Promotionsordnung feſtgeſetzten Bedin— 
gungen auf Grund einer Prüfung die Würde eines Doktor⸗Ingenieurs zu ev 
teilen und die gleiche Würde auch ehrenhalber als ſeltene Auszeichnung an 
Perſonen zu erteilen, die ſich um die Förderung der berg- und hüttentechniſchen 
Wiſſenſchaften hervorragende Verdienſte erworben haben. 
Berlin, den 2. Oktober 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
x Fiſchbeck. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 5 

1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 20. Mai 1920, betreffend 
Anderung der Prägravationsſumme im Bereiche des landſchaftlichen Deich⸗ 
bandes Norderdithmarſchen (6. Holſteiniſcher Deichband), durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Schleswig Nr. 33 S. 265, ausgegeben am 
31. Juli 1920; 

2. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 1. Juli 1920, betreffend 
die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Sachſen⸗ 
Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., zum Bau einer elektriſchen 
Doppelfreileitung von einer bei Wilhelmshall im Kreiſe Oſchersleben zu 
errichtenden Transformatorenſtation nach einer bei Waſſerleben im Kreiſe 
Wernigerode zu errichtenden Transformatorenſtation, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Magdeburg Nr. 32 S. 233, ausgegeben am 14. Auguſt 1920. 
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